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Pressemitteilung vom 21.05.2015 

In einem Gespräch mit dem kom-
munalpolitischen Beauftragten 
der SPD-Bundestagsfraktion Bern-
hard Daldrup in Berlin haben der 
Bundestagsabgeordnete Dr. Sa-
scha Raabe, die Vorsitzende der 
Bürgermeisterkreisversammlung 
im Main-Kinzig-Kreis Iris Schröder 
(Neuberg) sowie der SPD-
Kreistagsfraktionsvorsitzende und 
Rodenbacher Bürgermeister Klaus 
Schejna eindringlich eine stärkere 
finanzielle Unterstützung der 
Kommunen durch den Bund und 
das Land gefordert. Sascha Raabe, 
der zu dem Termin eingeladen 
hatte, begründet das gemeinsame 
Kdg\Z]Zc/ öK^ZaZc Hi~YiZc jcY
Gemeinden steht das Wasser trotz 

guter Steuereinnahmen bis zum 
=Vah-æ 

Verantwortlich für die teils drama-
tische Situation sei in besonderem 
Maße die Landesregierung in 
Wiesbaden. Die bisher zugesagten 
Bundesmittel, so Raabe, Schejna 
und Schröder übereinstimmend, 
würden oft nicht dort ankommen, 
ld h^Z \ZWgVjX]i lZgYZc- öK^ZaZh
von dem Geld bleibt in Wiesbaden 
kleben. Wir erleben es leider im-
mer wieder, dass mit den von Ber-
lin aufgelegten, gut gemeinten 
Bundesprogrammen dann von der 
Landesregierung eigene Politik 
gemacht wird, statt die Mittel un-
mittelbar an die Kreise, Städte und 
<ZbZ^cYZc lZ^iZgojgZ^X]Zcæ+

Kommunen finanziell unter die Arme greifen 
Raabe, Schejna und Schröder fordern stärkere Unterstützung 

Gemeinsam für Stärkung der Kommunen: Sascha Raabe, der Rodenba-
cher Bürgermeister und SPD-Kreistagsfraktionsvorsitzende Klaus Schejna, 
die Vorsitzende der Bürgermeisterkreisversammlung Iris Schröder sowie 
der kommunalpolitische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Bernhard 
Daldrup  
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Das EU-Parlament hat in seiner 
gestrigen Sitzung für verbindliche 
Regeln für den Handel mit be-
stimmten Rohstoffen (sogenannte 
Konfliktmineralien) gestimmt. 
Demnach müssen alle Unterneh-
men, die der Schmelze nachgela-
gert sind und in ihren Produkten 
Zinn, Tantal, Wolfram oder Gold 
verarbeiten, die OECD-Leitlinien 
einhalten. 

Die Botschaft, die gestern vom 
Europäischen Parlament ausge-
gangen ist, ist klar: Die Finanzie-
rung von Krieg und Terror durch 
Konfliktmineralien muss endlich 
ein Ende haben. Der Beschluss des 
EU-Parlaments, wonach künftig 
europäische Unternehmen sicher-
stellen müssen, dass sie keine 
Konfliktmineralien verarbeiten, ist 
ein Meilenstein im langen Ringen 
um eine verbindliche Regelung. 
Vom Europäischen Parlament 
geht damit ein deutliches Signal 
für mehr Transparenz entlang der 
gesamten Lieferkette aus. Einnah-
men aus dem Rohstoffhandel dür-
fen nicht länger in dunklen Kanä-
len versickern. 

Die Entscheidung ist ein Erfolg für 
unsere Kollegen von der S&D-
Fraktion und eine Bestätigung der 
Position der SPD-Bundestags-
fraktion, die sich erst kürzlich ein-
stimmig für verpflichtende und 
gegen rein freiwillige Regeln für 
den Handel mit Zinn, Tantal, Wolf-
ram oder Gold ausgesprochen hat. 
Sie ist zugleich eine Ohrfeige für 
die EU-Kommission, die bis zuletzt 
für eine freiwillige Selbstzertifizie-
rung eingetreten ist. Jetzt ist klar, 
dass diese starre Haltung der 
Kommission nicht mehr zu halten 
ist. Für die nunmehr anstehenden 
Verhandlungen zwischen Europäi-
schem Parlament, Rat und EU-
Kommission über den endgültigen 
Verordnungstext setzen wir da-
rauf, dass die klare Haltung von 
S&D-Fraktion und SPD-Bundestag
-sfraktion der Bundesregierung im 
Rat den nötigen Rückenwind für 
die Durchsetzung der verbindli-
chen Regeln gibt. Jetzt gilt es, den 
Beschluss des EU-Parlaments ge-
gen alle Widerstände umzusetzen. 

Handel mit Konfliktmineralien unterbinden  

klagt Neubergs Bürgermeisterin 
Iris Schröder. Auch Klaus Schejna 
sieht Verteilungsungerechtigkei-
ten bei den Geldern.  Ein Problem 
ist dabei aus seiner Sicht, dass nur 
bedürftige Kommunen unter-
stützt werden sollen. Dieses Zu-
weisungskriterium führe dazu, 
dass die Kommunen, die sich an-
strengen und ihren Haushalt in 
Ordnung bringen würden, dass 
Vahd öY^Z_Zc^\Zc+ Y^Z ^]gZ =VjhVj[,
gaben machen, am Ende dafür 
bestraft werden und kein zusätzli-
X]Zh <ZaY WZ`dbbZcæ+ hd GdYZc,
bachs Bürgermeister.   

Zudem, mahnt Klaus Schejna, sei-
en die Mittel insgesamt nicht aus-
reichend, um angesichts immer 
größerer Herausforderungen etwa 
im Bereich der Kinderbetreuung 
oder der Unterbringung von 
Flüchtlingen, den Kommunen aus-

reichend Spielräume für dringend 
benötigte Investitionen in die Inf-
rastruktur zu eröffnen. Und das, 
wie der Sprecher der Arbeitsgrup-
pe Kommunalpolitik in der SPD-
Bundestagsfraktion Daldrup deut-
lich machte, obwohl die Bundesre-
gierung bereits einiges auf den 
Weg gebracht habe. So habe der 
Bund erst im März mit dem Kom-
munalen Investitionspaket eines 
der größten Finanzierungspro-
gramme zur Unterstützung der 
Kommunen beschlossen. Gleich-
wohl, nahm Daldrup die Forde-
rung der Main-Kinzig-Vertreter 
auf, müsse im Ganzen noch mehr 
gemacht werden. Er mahnte an, 
dass die Kommunen insbesondere 
bei den Kosten für die Flüchtlings-
unterbringung auf Dauer entlastet 
werden müssten. Dafür werde 
sich die SPD in der Bundesregie-
rung weiter stark machen.  

Pressemitteilung vom 21.05.2015 
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SPD-Bundestagsfraktion für verbindliche Festschreibung von 
Arbeitnehmerrechten in Handelsabkommen 

Pressemitteilung vom 28.04.2015 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
einstimmig ein Positionspapier zu 
den geplanten Nachhaltigkeitszie-
len der Vereinten Nationen (SDG) 
verabschiedet. Besonders im Mit-
telpunkt stehen dabei die Themen 
ö<jiZ 6gWZ^i lZailZ^iæ jcY [V^gZ
Gestaltung des Welthandels.  
 
U.a. wird die verbindliche Einhal-
tung und Umsetzung menschen-
rechtlicher, ökologischer und sozi-
aler Standards wie der ILO-
Kernarbeitsnormen mit konkreten 
Beschwerde-, Überprüfungs- und 
Sanktionsmechanismen in allen 
Handels-, Investitions- und Wirt-
schaftspartnerschaftsabkommen 
und im Allgemeinen Präferenzsys-
tem der EU gefordert - also auch in 
den Abkommen mit Kanada 
(CETA) und den USA (TTIP).  
Auch zum Umgang mit Konflikt-
mineralien hat die Fraktion eine 
klare Haltung. So sollen die Trans-
parenz in der gesamten Produkti-
ons- und Lieferkette verbessert 

und für den Handel mit bestimm-
ten Rohstoffen (z.B. sog. Konflikt-
mineralien) verpflichtende Zertifi-
zierungsmechanismen eingeführt 
werden. In dem Papier heißt es 
YVoj/ öL^g ldaaZc VjhhX]a^Z¼Zc+
dass der Handel mit diesen Roh-
stoffen weiterhin der Finanzie-
gjc\ kdc @g^Z\ jcY IZggdg Y^Zci-æ  
 
Dr. Sascha Raabe, Berichterstatter 
der Arbeitsgruppe wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
der Fraktion begrüßt die eindeuti-
\Z Edh^i^dc^Zgjc\/ öL^g ldaaZc Y^Z
Globalisierung gerechter gestal-
ten. Dafür brauchen wir klare Leit-
planken in den Handelsabkom-
men, verbunden mit Sanktions-
möglichkeiten. Unser Ziel muss es 
sein, dass Arbeitnehmerrechte 
weltweit geachtet werden, damit 
global agierende Konzerne nicht 
länger ihre Standorte danach aus-
suchen, wo sie die Arbeiter am 
hX]a^bbhiZc VjhWZjiZc `¯ccZc-æ 

Meldung vom 20.05.2015 

Raabe empfängt Besuchergruppe aus dem Wahlkreis 


